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Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das A"gemeine Sozialversicherungs­

gesetz, das Gewerbliche Sozialversicherungsgesetz, das Bauern-Sozial­

versicherungsgesetz, das Beamten-Kranken- und Unfa"versicherungsgesetz, 

das Freiberuflichen-Sozialversicherungsgesetz das Sozialversicherungs­

Ergänzungsgesetz, das Primärversorgungsgesetz, das Kinderbetreuungsgeld­

gesetz, das Gesundheits- und Sozialbereich-Beihilfengesetz, das Dienstgeber­

abgabegesetz, das Bundesgesetz zur partnerschaftlichen Zielsteuerung­

Gesundheit, das Bundesgesetz über Krankenanstalten und Kuranstalten, das 

Bundesgesetz über die Gesundheit Österreich GmbH, das Bundesgesetz über 

die Dokumentation im Gesundheitswesen und das Bundesgesetz über die Ein­

richtung eines Fonds zur Finanzierung privater Krankenanstalten geändert wer­

den und ein Selbständigen-Sozialversicherungsgesetz erlassen wird 

(Sozialversicherungs-Organisationsgesetz - SV-OG) 

Ihr Mai! vom 17. September 2018, ZI. REP-43.00/18/0186 

Anbei übermittelt d ie Pensionsversicherungsanstalt zum oben angeführten Betreff 

eine zweigl iedrige Stel lungnahme. Diese besteht aus einem Allgemeinen und Techni­

schen Teil - beide aus Sicht der PVA: 

A"gemeiner Teil 

Die Selbstverwaltung hat sich in der gesetzlichen Pensionsversicherung, wie auch in 

der gesamten Sozialversicherung, seit ihren Anfängen bestens bewährt und ist ein 

ganz maßgeblicher Erfolgsfaktor im österreichischen System der Sozialen S icherheit. 

Die Selbstverwaltung in der Sozialversicherung hat viele Merkmale. Dazu gehört 

zunächst, d ie übertragenen Aufgaben der Selbstverwaltung weitestgehend unabhän­

gig von staatlichen Organen erled igen zu können. Dazu gehört auch, dass die Selbst 
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verwaltungskörper aus dem Kreis ihrer Mitglieder nach demokratischen Grundsätzen 

zu bi lden sind. 

Selbstverwaltung zeichnet sich auch dadurch aus, dass sie über die Versicherungs­

vertreterinnen und Versicherungsvertreter d irekten Kontakt mit ihren Mitg l iedern hat. 

Jede Verschiebung von Aufgaben weg von der Selbstverwaltung kann daher auch zu 

einer Distanzierung der Arbeit der Sozialversicherung von den Menschen und ihren 

Bedürfnissen führen. 

Der vorl iegende Gesetzesentwurf ordnet in d ieser Hinsicht vieles neu: 

• Das Aufsichtsrecht des Bundes, das in der bisher bestehenden Form ohnehin bereits 

sehr weitgehend war, wird in weiten Bereichen ausgebaut: 

Die Hand lungsmöglichkeit der Aufsichtsbehörde, Beschlüsse der Selbstverwaltung 

auf Zweckmäßigkeit zu prüfen und gegebenenfal ls auch aufzuheben wird gestärkt. 

Das BMASGK erhält weitgehende Verordnungskompetenzen , beispielsweise im Hin­

blick auf Mustergeschäftsordnungen, die Übertragung von Aufgaben des Dachver­

bandes an einen oder mehrere Versicherungsträger, die Eignungstests für Versiche­

rungsvertreter, etc. Die Aufsichtsbehörde muss weiters künftig die auf die oberste 

Führungsebene bezogenen Dienstpostenpläne genehmigen . In Bauangelegenheiten 

gibt das BMASGK künftig per Verordnung die Grundsätze der Bedarfsprüfung vor. Die 

Aufsichtsbehörde kann künftig auf die Tagesordnungen der Verwaltungskörper Ein­

fluss nehmen, indem ihre Vertreterinnen bis zu zweimal die Absetzung einzelner Ta­

gesordnungspunkte verlangen können , ohne dass dafür nähere Gründe genannt wer­

den müssen. 

I n  Summe bedeuten diese Maßnahmen eine wesentliche Einschränkung der Autono­

mie der Selbstverwaltung ,  da sich d iese künftig in diesen Bereichen nach den Vorga­

ben der Aufsicht richten wird müssen . Es ist daher zu befürchten ,  dass beim Handeln 

der Sozialversicherungsträger n icht mehr vorrangig die Interessen der Versicherten 

im M ittelpunkt stehen , sondern al lgemeine politische Interessen in den Vordergrund 

treten werden. 

Die Pensionsversicherungsanstalt darf in diesem Zusammenhang auch darauf hin­

weisen, dass im Jahr 201 7  die Ausgaben für die Arbeit der Selbstverwaltung nur rund 

EUR 760 .000 ,- betragen haben. 

Bei einer Ausweitung der Aufsicht des Bundes sind Mehrkosten für die Aufsicht zu 

erwarten ,  die von der Pensionsversicherungsanstalt getragen werden müssen.  

• Die Autonomie der Selbstverwaltung wird bei der Erfü l lung bedeutender Aufgaben 

wesentlich eingeschränkt: 
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- Die Prüfung des Rechnungsabsch lusses erfolgt künftig n icht mehr aussch ließlich 

durch die Selbstverwaltung, sondern muss dafür eine externe Wirtschaftsprüfung be­

auftragt werden. 

Dazu wird festgehalten , dass die Kontrol lfunktion der Selbstverwaltung im Gesetz er­

halten bleiben sollte, wobei wir der Ansicht s ind,  dass sich die bisher bestehenden 

Kontrol lmechan ismen in der Pensionsversicherungsanstalt bewährt haben. Schl ieß­

lich wurde die Gebarung der Pensionsversicherungsanstalt, die von der Kontrollver­

sammlung als zuständigem Kontrollgremium überwacht wird ,  noch bei keinem der 

Rechnungsabschlüsse in der Vergangenheit von Seiten der Aufsichtsbehörde be­

mängelt. 

Gegen eine Beauftragung einer externen Wirtschaftsprüfung spricht grundsätzlich 

n ichts. Eine solche wäre al lerdings auch in den bestehenden Organstrukturen mög­

lich. 

- Bedeutende Aufgaben sind jedenfal ls an das Büro zu delegieren .  Dies sind unter 

anderem sämtl iche laufende Verwaltungsgeschäfte mit dem beträchtl ichen Volumen 

von nach aktuellem Stand bis zu EUR 331 .500,-, die gesamte Personalhoheit mit 

Ausnahme des (bereichs-)Ieitenden Dienstes sowie die Außenvertretung in al len 

Angelegenheiten ,  d ie n icht der Beschlussfassung durch den Verwaltungsrat oder die 

Hauptversammlung bedürfen.  

Damit verliert d ie Selbstverwaltung die Autonomie, selbst darüber zu entscheiden ,  wer 

diese Aufgaben zum Wohle der Pensionsversicherungsanstalt, ihrer Versicherten und 

der Pension istinnen und Pensionisten am Besten erledigen sol lte . 

Hinzu kommt, dass der neue Verwaltungsrat erst auf Basis von halbjährl ichen Berich­

ten eine Möglichkeit hat, dem Büro gewisse Vorgaben für die Erledigung dieser 

Agenden zu ertei len bzw. im begründeten Einzelfa l l  in die an das Büro zu delegieren­

de Geschäftsführung einzugreifen.  

- Auch die Vol lziehung der Leistungsangelegenheiten obliegt künftig dem Büro, wobei 

sich die Vollziehung nach von der Selbstverwaltung zu erlassenden Richtl in ien zu 

richten hat. 

Damit verl iert die Selbstverwaltung die Autonomie festzulegen , wem die Entscheidung 

in Leistungssachen übertragen wird . Die Selbstverwaltung kann sich damit künftig 

auch n icht mehr selbst die Entscheidung in gewissen Leistungsangelegenheiten vor­

behalten . 

Für den Bereich der Pensionen aus den Versicherungsfällen der geminderten Arbeits­

fähigkeit bedeutet d ies also beispielsweise, dass die Selbstverwaltung künftig n icht 
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mehr spezielle Leistungsausschüsse, wie sie derzeit am Sitz jeder Landesstelle 

bestehen , mit der Entscheidung über die Gebührl ichkeit einer solchen Pension befas­

sen kann .  

Diese Leistungsausschüsse setzen sich aus Versicherungsvertreterinnen der Arbeit­

nehmerinnen und Arbeitgeberinnen aus dem jewei l igen Bundesland zusammen und 

entscheiden in bestimmten Leistungsangelegenheiten auf Grundlage der vorbereiten­

den Ergebn isse des Büros. Der Vortei l  dabei ist, dass die Versicherungsvertreterin­

nen der Ausschüsse rasch und effizient im Sinne der Versichertengemeinschaft agie­

ren können . 

Abschl ießend wird dazu festgehalten,  dass eine abschließende Beurtei lung d ieser 

Thematik n icht möglich ist, solange der in den Erläuterungen des Gesetzesentwurfes 

angemerkte und geplante Ausbau des Widerspruchssystems bis zum Jahr 2020 auf 

a l lgemeine Leistungsangelegenheiten n icht näher defin iert ist. 

• Die Kompetenzen der Landesstellen der Pensionsversicherungsanstalt könnten durch 

den Entwurf wesentlich reduziert werden.  Bisherige Aufgaben der Pensionsversiche­

rungsanstalt könnten durch den Entwurf zu den Landesstel lenausschüssen der 

Al lgemeinen Unfal lversicherungsanstalt verschoben werden.  

Wie in der ansch l ießenden technischen Detai lanalyse ausgeführt könnte es sich beim 

Umstand , dass im Gesetzesentwurf den Landesstel lenausschüssen der PVA nur 2 

Aufgaben übertragen sind (näml ich Gewährungen von Leistungen aus dem Unterstüt­

zungsfonds und Entsendung von Versicherungsvertreterinnen in den Widerspruchs­

ausschuss), al lerdings um ein redaktionel les Versehen handeln .  

Sol lte dem n icht so sein ,  würde das eine wesentliche Aushöhlung der derzeitigen 

Kompetenzen der derzeitigen Landestel len der PVA bedeuten .  Es könnte somit nicht 

nur die Vol lziehung der Leistungsangelegenheiten n icht mehr den regionalen Landes­

steI lenausschüssen übertragen werden . Es würden auch derzeitige Aufgaben der 

Landesstellen der Pensionsversicherungsanstalt z.B. d ie "M itwirkung an der Durch­

führung der Rehabi l itation im Rahmen der Pensionsversicherung" zu den Aufgaben 

der Landesstel lenausschüsse der Al lgemeinen Unfal lversicherungsanstalt verschoben 

werden . 

Die mögl ichen Gründe für eine derartige Aushöh lung der derzeitigen föderal istischen 

Organisation der Pensionsversicherungsanstalt sind n icht nachzuvol lziehen.  Es be­

steht die Gefahr, die Nähe zu den Versicherten zu verl ieren,  was abzulehnen ist. 
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• Die Positionen der Dienstnehmerinnen haben bei Entscheidungen über das Handeln 

der Pensionsversicherungsanstalt künftig weniger Gewicht: 

Derzeit setzen sich die geschäftsführenden Verwaltungskörper der Pensionsversiche­

rungsanstalt, der Vorstand und die Landesstel lenausschüsse, zu 2 Dritteln aus Versi­

cherungsvertreterinnen der Dienstnehmerinnen und zu 1 Drittel aus Versicherungs­

vertreterinnen der Dienstgeberinnen zusammen . Die Kontrollversammlung als 

Verwaltungskörper mit Kontrol lfunktion ist im umgekehrten Verhältnis zusammen 

gesetzt. 

Diese Art der Zusammensetzung bewirkt, dass die Positionen der Gruppe der 

Dienstnehmerinnen,  welche sowohl mit ihren Beiträgen das System der Pensionsver­

sicherung (mit-)erhält als auch jene Personengruppe ist, die die Leistungen der Pen­

sionsvers icherung direkt in  Anspruch n immt, besser vertreten werden können als die 

Positionen der Gruppe der Dienstgeberinnen. Die Gruppe der Dienstgeberinnen 

erhält mit ihren Beiträgen zwar ebenfal ls die Pensionsversicherung , ist al lerdings nicht 

auch gleichzeitig direkte Empfängerin der Leistungen der Pensionsversicherung. 

Der künftige Verwaltungsrat und die künftigen Landesstellenausschüsse der Pensi­

onsversicherungsanstalt setzen sich zu jeweils gleichen Teilen aus Versicherungsver­

treterinnen der Dienstnehmerinnen und Versicherungsvertreterinnen der Dienstgebe­

rinnen zusammen . 

Dies wird dazu führen,  dass die Positionen der Gruppe der Dienstnehmerinnen bei 

den Entscheidungen der Pensionsversicherungsanstalt künftig weniger Gewicht 

haben werden.  Den Positionen der Gruppe der Dienstgeberinnen wird künftig mehr 

Gewicht zukommen . 

• Künftige Versicherungsvertreterinnen müssen gesetzl ich festgelegte Eignungskriteri­

en erfü l len .  

Damit nimmt der Gesetzgeber den I nteressenvertretungen der Arbeitnehmerinnen 

und der Arbeitgeberinnen die Mögl ichkeit, selbst zu befinden , welche Personen sie für 

die Ausübung der verantwortungsvollen Tätigkeit in der Sozialversicherung für geeig­

net halten.  Vielmehr wird durch die neuen Eignungskriterien eine bisher n icht gekann­

te "Zutrittskontrolle" für diese Funktionen mit wichtigen sozialpolitischen Aufgaben 

geschaffen.  

Weiters ist festzuhalten , dass diese "Zutrittskontrolle" bestimmte Personengruppen -

tendenziell eher d ie Interessensvertreterinnen der Arbeitnehmerinnen - sach lich nicht 

gerechtfertigt benachtei l igt. Denn jene Qualifikationen, bei welchen eine fachliche 

Eignung jedenfal ls gegeben sein soll (abgesch lossenes Studium der Wirtschafts- oder 
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Rechtswissenschaften, Absolvierung der allgemeinen Fachausbildung oder 5-jährige 

Tätigkeit als Geschäftsführer/in in einer juristischen Person), haben tei lweise über­

haupt keine inhaltl ichen Überschneidungen mit den Prüfungsgegenständen des neu 

vorgesehenen Eignungstests (u .a .  Organ isationsrecht der Sozialversicherung , 

Strukturen der Selbstverwaltung und Aufsichtsrecht, Rechte und Pflichten der Versi­

cherungsvertreter/innen, Leistungsrecht der Kranken-, Unfall- und Pensionsversiche­

rung, Melde-, Versicherungs- und Beitragswesen).  

Angeregt wird die KlarsteI lung , dass bei der Qual ifikation der 5-jährigen Geschäftsfüh­

rerinnentätigkeit sowohl jene in einer juristischen Person des Privatrechts als auch 

jene in einer juristischen Person des öffentlichen Rechts wie auch in Vereinen ge­

meint ist. 

Darüber h inaus gelten Personen, die bereits aus der Vergangenheit über eine lang­

jährige Erfahrung als Versicherungsvertreterln in der Sozialversicherung verfügen, 

nach dem vorl iegenden Entwurf für eine Tätigkeit als Versicherungsvertreterln in 

einem der künftigen Verwaltungskörper als fachlich nicht kompetent. Es wird daher 

angeregt, dass jedenfal ls auch jene Personen als fachl ich geeignet gelten sollen,  die 

bereits eine gewisse Zeit als Versicherungsvertreterl n bei einem Sozialversicherungs­

träger (oder dem Hauptverband) tätig waren,  a lso z.B. ab einer mindestens 5-jährigen 

Tätigkeit in einem der bisherigen Vorstände oder einer der bisherigen Kontrol lver­

sammlungen. 

• Der Vorsitz in den Verwaltungskörpern der Pensionsversicherungsanstalt wechselt 

halbjährl ich im sog . "Rotationsprinzip". Im neuen Dachverband wechselt die Vorsitz­

führung wiederum 1 x pro Jahr zwischen den Trägern . 

Die Gründe für das Rotationsprinzip können nicht nachvol lzogen werden. Es ist jeden­

fal ls zu befürchten ,  dass durch die häufigen Wechsel die Kontinu ität, die in der Vor­

sitzführung beispielsweise für längerfristige Projekte benötigt werden kann, leidet und 

auch Effizienzverluste entstehen können ,  da sich die Vorsitzenden immer wieder 

(zumindest teilweise) neu in ihre Vorsitztätigkeit einarbeiten müssen. 

Die Pensionsversicherungsanstalt betont abschl ießend , dass sie sich zu einer Wei­

terentwicklung der Strukturen in der Sozialversicherung und damit auch der Selbst­

verwaltung bekennt. Diese Weiterentwicklung sollte jedoch eine solche sein, die die 

Gestaltungsmögl ichkeiten der Selbstverwaltung erweitert und damit die Sozialversi­

cherung noch näher an d ie Menschen führt. 
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Analyse im Detail 

Zu § 5 Abs. 1 Z 3 l it c ASVG 

In § 5 Abs. 1 Z3 lit c. ASVG ist der Punkt nach l it .  c durch eine Klammer 

§ 5 Abs. 1 Z3 l it c) ASVG zu ersetzen .  

Zu § 8 Abs. 1 Z 1 l it . a) sublit. cc ASVG 

Gemäß § 8 Abs. 1 Z 1 lit. a) subl it .  cc) ASVG sind Bezieher einer Pension, die An­

spruch auf Leistungen gegenüber einer betrieblichen Wohlfahrtseinrichtung haben, 

von der Tei lversicherung in der Krankenversicherung nach dem ASVG ausgenom­

men . 

Handelt es sich bei d iesen betriebl ichen Woh lfahrtseinrichtungen um eine gesetzliche 

Krankenversicherung und sind diese ggf. vom Geltungsbereich der EU-Verordnungen 

(z.B.  va (EG) Nr. 883/2004) erfasst? Relevant z. B .  für den Pflegegeldexport! 

Zu § 8 Abs. 1 Z 3 l it . e ASVG 

Sonstige Tei lversicherung 

Die Sen ior/inn/envertreter/inne/n und d ie Behindertenvertreter/inne/n gemäß 

§ 426 Abs. 2 Z 3 und 4 ASVG und § 441 b Abs. 1 Z 3 und 4 ASVG sollen ebenso wie 

d ie Versicherungsvertreter als Tei lversicherte in den Unfallversicherungsschutz 

miteinbezogen werden.  Siehe h iezu auch die bisherige Regelung für d ie Tei lversiche­

rung von Beiräten ,  § 8 Abs. 1 Z 3 lit. e ASVG. 

Zu § 23 Abs . 2 bis 4 ASVG 

§ 23. (1) Träger der Krankenversicherung nach diesem Bundesgesetz für das ganze Bundesgebiet ist die Ös­

terreichische Gesundheitskasse mit dem Sitz in Wien. 

(2) Die Träger der Krankenversicherung nach Abs. 1 

Da § 23 Abs. 1 ASVG als einzigen Träger der Krankenversicherung nach ASVG die 

"Österreichische Gesundheitskasse" nennt, wären auch die Abs. 2 bis 4 wie folgt zu 

adaptieren: 

§ 23 Abs. 2 ASVG 

In § 23 Abs. 2 ASVG sind die Formu lierungen "Die Träger der Krankenversicherung 

nach Abs. 1 führen .. . " durch "Der Träger der Krankenversicherung nach Abs. 1 führt 

. . .  "; " . . .  und wirken an der Durchführung der . . .  " durch " . . .  und wirkt an der Durchfüh-

rung der . . .  "; " I nsbesondere obl iegt es ihnen , für . . .  " durch " Insbesondere obliegt es 

ihm, für .. . "; "Die Träger der Krankenversicherung haben d iese Verpflichtung ... " durch 

"Der Träger der Krankenversicherung hat diese Verpfl ichtung . . .  " zu ersetzen .  
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§ 23 Abs. 3 ASVG 

I n  § 23 Abs. 3 ASVG ist die Formul ierung "Die Träger der Krankenversicherung sind 

berechtigt, . . .  " durch "Der Träger der Krankenversicherung ist berechtigt, . . . " zu erset­

zen .  

§ 23 Abs. 4 ASVG 

In § 23 Abs. 4 ASVG ist die Formul ierung "Die Träger der Krankenversicherung sind 

berechtigt, . . .  " durch "Der Träger der Krankenversicherung ist berechtigt, . . .  "; "Die 

Träger der Krankenversicherung sind weiters berechtigt, . . .  " durch "Der Träger der 

Krankenversicherung ist weiters berechtigt, . . .  " zu ersetzen.  

Zu § 24 Abs. 1 ASVG 

Bis dato war die Unfallversicherung für bestimmte Selbständige im ASVG geregelt 

und war als Träger die Allgemeine Unfal lversicherung mit der Durchführung betraut. 

M it der neuen Z 2 wird nun neben der AUVA auch die SVS als Unfal lversicherungs­

träger genannt. Folgl ich sol lten die Bestimmungen zur Durchführung im SVS-G und 

n icht im ASVG geregelt werden . (So wie die UV für unselbständig Beschäftigte im 

ASVG geregelt ist, d ie UV der öffentl . rechtl . Dienstverhältn isse im BKUVG, jene für 

freiberuflich selbständig Erwerbstätige im FSVG und die UV für selbständige Bauern 

im BSVG). 

Zu § 30 ASVG 

Dachverband der Sozialversicherungsträger 

Beim Dachverband handelt es sich um eine neue eigenständige Körperschaft des 

öffentlichen Rechtes gemäß § 32 ASVG, eine ledigl iche Umbenennung des Haupt­

verbandes in Dachverband ist n icht erkennbar beabsichtigt, zumal auch die Bed iens­

teten des Hauptverbandes in den Dachverband übergeführt werden sollen 

(§ 71 8 Abs. 1 2  Z 1 ASVG). Es ist daher erforderl ich , im § 30 ASVG den Dachverband 

(Sitz) zu errichten (ähnl ich §§ 23 bis 25 ASVG). Ebenso gibt es keine Bestimmung für 

den Übergang von Rechten und Pfl ichten (Rechtsnachfolge) vom Hauptverband auf 

den Dachverband (analog § 538t ASVG). 

Zu § 30a Abs. 1 Z 2 1  ASVG 

Der Verweis auf den Rehabil itationsplan nach Abs. 2 Z 4 geht ins Leere. 

Zu § 30a Abs . 1 Z 22 ASVG 

Der Verweis auf den Rehabil itationsplan nach Abs. 2 Z 5 geht ins Leere und ist zu­
dem widersprüchlich zu Z 2 1 . I nhaltl ich ist festzuhalten,  dass bisher der Hauptverband 
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von der näml ichen Mögl ichkeit n icht Gebrauch gemacht hat und eine solche Richtl in ie 

von der PVA weder für notwendig noch für sinnvol l erachtet wird . 

Zu §§ 30 und 30b ASVG 

,,3. UNTERABSCHNITT 

Dachverband der Sozialversicherungsträger 

Aufgaben 

§ 30. (I) Die in den §§ 23 bis 25 bezeichneten Versicherungsträger und die Träger der im § 2 Abs. 2 be­
zeichneten Sonderversicherungen gehören dem Dachverband der Sozialversicherungsträger (im Folgenden kurz 
Dachverband genannt) an. 

(2) Dem Dachverband obliegt 
I. die Beschlussfassung von Richtlinien zur Förderung der Zweckmäßigkeit und Einheitlichkeit der Voll­

zugspraxis der Sozialversicherungsträger; 
2. die Koordination der Vollziehungstätigkeit der Sozialversicherungsträger; 
3. die Wahrnehmung trägerübergreifender Verwaltungsaufgaben im Bereich der Sozialversicherung. 

Koordination der Vollziehungstätigkeit 

§ 30b. (1) Zur zentralen Erbringung von Dienstleistungen ftir die Sozialversicherungsträger gehören: 

Im Sinne der Eindeutigkeit wäre es von Vortei l ,  wenn auch die in § 30 Abs. 2 Z 2 

ASVG normierte Obliegenheit des Dachverbandes in g leichlautender Weise in 

§ 30b Abs. 1 ASVG genannt werden würde. 

Zu § 30d ASVG 

Datenschutz 

§ 30d. (I) Die Versicherungsträger dürfen bei ihrer Datenverarbeitung andere Versicherungsträger, den Dachver­

band und die Abgabenbehörden des Bundes als Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 4 Z 8 der Verordnung (EU) 

2016/679 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenver­

kehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung), ABI. Nr. L 119 vom 

04.05.2016 S. I, (im Folgenden: DSGVO) in Anspruch nehmen. Auch der Dachverband darf Versicherungsträger 

als Auftragsverarbeiter in Anspruch nehmen. Der Dachverband ist in jenen Fällen, in denen er auf Grund gesetzli­

cher Bestimmungen ftir die Versicherungsträger tätig wird, jedenfalls Auftragsverarbeiter im Sinne des Art. 4 Z 8 

DSGVO. 

Ob der Dachverband Auftragsverarbeiter iSd Art. 4 Z 8 DSGVO ist bzw. wird , wenn er 

aufgrund gesetzl icher Bestimmungen für die Versicherungsträger tätig wird ,  ist aus­

sch l ießl ich nach der DSGVO zu beurtei len und n icht der Disposition des nationalen 

Gesetzgebers an heim gestellt . Es wird daher angeregt, in  § 30d Abs. 1 ASVG den 

3. Satz ersatzlos zu streichen. 

Zu § 70 ASVG 

Auf Grund der im § 70 ASVG vorgenommenen Änderungen ist d ie - bisher bei Anfal l  

einer Leistung aus den Versicherungsfällen des Alters oder der geminderten Arbeits­

fäh igkeit (bisheriger Abs. 2 )  bzw. auf Antrag auch vor Anfal l  der Leistung (bisheriger 
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Abs. 3)  erfolgende - Beitragserstattung in der Pensionsversicherung bei Überschrei­

tung der Höchstbeitragsgrund lage von Amts wegen durchzuführen .  

Durch die Änderung des Abs. 2 bzw. den Entfal l  des Abs . 3 fehlen jedoch die bisher 

daraus abzuleitenden Zuständigkeiten (Abs. 2 - PV-Träger; Abs. 3 - jener Träger, bei 

dem der Antrag gestel lt wurde). Eine diesbezügl iche Festlegung ist nicht enthalten.  

Die beabsichtigte Änderung des Abs . 2 hätte weiters eine Verminderung des Erstat­

tungsbetrages zur Folge. 

Beispiel : 

Überschreitungsbetrag EUR 1 .000 ,-

RL derzeit: 1 .000 x 1 1  ,4 % = 1 1 4 

RL neu: 1 .000 x 22,8 % x 45 % = 1 02 ,60 

Im Hinblick auf die gemäß § 70a Abs . 1 und 3 ASVG jedenfal ls vom leistungszustän­

digen (KV-)Träger durchzuführende amtswegige Erstattung von Beiträgen in der 

Krankenversicherung wäre daher im § 70 Abs. 2 ASVG erster Halbsatz nach dem 

Wort "Beiträge" die Wortfolge "vom Versicherungsträger gemäß § 70a Abs. 3 ASVG" 

zu ergänzen . 

Angemerkt werden darf, dass bei einer Überschreitung der Höchstbeitragsgrundlage 

im Stichtagsjahr zwischen den Versicherungsträgern zu akkordieren sein wird , ob bis 

zur - bis 30. Jun i  des Kalenderjahres, das dem Jahr der vol lständigen Zahlung sämt­

l icher Beiträge folgt, möglichen - Beitragserstattung eine vorläufige Leistung zu ge­

währen ist. 

Zu § 354 Z 1 ASVG 

I n  § 354 Z 1 ASVG ist im Klammerausdruck " . . .  (§§ 26 bis 29a) . . .  " der im ASVG nicht 

existente § 29a ASVG durch den § 29 ASVG zu ersetzen. 

Zu § 41 8 alt bzw. neu 

Die bisher in § 41 8 Abs. 5 ASVG angeführten Aufgaben der Landesstel len wurden 

nicht mehr in § 41 8 ASVG übernommen.  Für die ÖGK und die AUVA wurden d iese 

Aufgaben vol lständig in § 434 Abs . 2 bzw. Abs. 3 ASVG übernommen und den Lan­

desstellenausschüssen zugeordnet. 

Für die PVA - als einzigen SV-Träger - fehlen diese Aufgaben nunmehr. Konsequen­

ter weise müsste die PVA auf al len ihren Schreiben nur die Adresse der HauptsteIle 

anführen, was hinsichtlich des Postverkehrs unmögl ich erscheint. 
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Zu § 4 1 8 Abs . 4 ASVG 

Bislang war im § 4 1 8  Abs. 5 Z 2 ASVG vorgesehen , dass die Landesstel len der Ver­

sicherungsträger (eindeutig bezogen auf den jewei l igen SV-Träger) ua die Aufgaben 

der M itwirkung an der Durchführung der Rehabi l itation im Rahmen der Unfal lversiche­

rung und der Pensionsversicherung; Gewährung von Maßnahmen der Gesundheits­

vorsorge und ihre Durchführung; M itwirkung an der Feststel lung al ler übrigen Leistun­

gen und Vorlage der Leistungsanträge an den zur Entscheidung zuständigen Verwal­

tungskörper obliegen .  

D iese Bestimmung wurde im § 41 8 ASVG gestrichen,  stattdessen findet sich im neu­

en Absatz 4 ein Verweis auf § 434 Abs. 2 bis 4 ASVG. Der Verweis ist insofern n icht 

korrekt, wei l  sich die zitierten Aufgaben - soweit sie die PVA betreffen - nur teils im 

Abs. 4 wiederfinden, sondern primär im Abs. 3, d ieser jedoch nur für die LandessteI­

lenausschüsse der AUVA gelten sol l .  D iesen kommt jedoch für die Aufgaben "Durch­

führung der Rehabil itation im Rahmen der Pensionsversicherung sowie Gewährung 

von Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge und ihre Durchführung" ebenso wie für die 

"Standesführung und Kontrol le der Pensionsempfänger" keine Zuständigkeit zu. Eine 

analoge Bestimmung für d ie Landesstel len(ausschüsse) der PVA im Abs. 4 feh lt 

(vg l. § 434 ASVG). 

Diese "Verschiebung" der (operativen) Landesstel lenaufgaben gemäß § 4 1 8  Abs. 5 

ASVG idgF zu den Aufgaben der (geschäftsführenden) Landesste l lenausschüsse in 

die neuen Bestimmungen der §§ 434 Abs. 2 b is 4 ASVG würde bewirken ,  dass da­

durch z .B .  d ie "M itwirkung an der Durchführung der Rehabi l itation im Rahmen der 

Pensionsversicherung" zur Gänze den Landesstel lenausschüssen der Unfal lversiche­

rung übertragen würde. 

Zu § 420 ASVG 

Versicherungsvertreter/ innen 

Entschädigung von Versicherungsvertreter/ innen 

Abs. 5 Z 1 und 3 

Die Sen ior/inn/envertreterl nnen und d ie Behindertenvertreterinnen gemäß 

§ 426 Abs. 2 Z 3 und 4 ASVG und § 44 1 b Abs. 1 Z 3 und 4 ASVG sol lten ebenso wie 

die Versicherungsvertreterinnen Anspruch auf Ersatz der Reise- und Aufenthaltskos­

ten sowie auf Sitzungsgeld erhalten (analog der bisherigen Bestimmungen 

§ 440a Abs. 5 ASVG).  Eine entsprechende Gleichbehandlung wird angeregt. 
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Abs. 5 Z 2 

Obwohl  dem Vorsitzenden der Hauptversammlung geschäftsordnungsmäßig d ie glei­

chen Aufgaben - welche durchaus auch zeit- und arbeitsaufwendig sein können - wie 

einem Obmann oder einem Vorsitzenden des Landesstel lenausschusses zukommen , 

ist er von einer analogen Vergütung für seine (halbjährl iche) Tätigkeit ausgeschlos­

sen . Eine entsprechende Gleichbehandlung wird insoweit angeregt, als nur dem je­

weils die Vorsitzführung zukommenden Vorsitzenden ( in Dauer und Betrag einge­

schränkt im Vergleich zu jeweils beiden Obmännern und Vorsitzenden des Landes­

steIlenausschusses) eine Vergütung gebührt. 

Abs. 6 Z 5 

Vor der Entsendung in das Amt eines Versicherungsvertreters ist deren fachliche Eig­

nung nachzuweisen .  Die Ablegung des Eignungstest muss daher vorher stattfinden. 

Es erscheint zeitlich unmögl ich, dies zwischen dem Zeitpunkt des I n-Kraft-Tretens 

und dem 1 .  Apri l 201 9 zu gewährleisten .  Eine entsprechende Übergangsregelung wä­

re vorzusehen. 

Zu den §§ 420 bis 424 ASVG 

Bestel lung der Versicherungsvertreterinnen, Enthebung von Versicherungsver­

treter/inne/n 

Das SV-OG bietet Anlass vorzusehen, dass sämtliche admin istrativ-technischen Vor­

gänge gemäß §§ 420 bis 424 ASVG ( iZm § 431 ASVG) zentral über das BMASGK als 

Schnittstel le abzuwickeln sind. Unter gesetzl icher Einbindung al ler entsendeberechtig­

ten Stellen, der Versicherungsvertreterinnen , des BMASGK, BMF,  des Dachverban­

des sowie al ler SVT sollen die Bestel lungs- und Enthebungsabläufe ( inklusive Prü­

fungskommissionen , SVT-Ausschüsse wie z .B.  Widerspruchs-Ausschuss, Tei lversi­

cherung gemäß § 8 Abs. 1 Z 3 l it . e ASVG) über eine beim BMASGK einzurichtende 

Datenhaltung und (Web)anwendung zeitnahe und rechtl ich einwandfrei erfolgen und 

damit auch insgesamt für weniger admin istrativ/organ isatorischen Aufwand a l ler Be­

tei l igten sorgen . Die Rechte und Pfl ichten al ler Betei l igten,  insbesondere der entsen­

deberechtigten Stellen , sollen dadurch jedoch keinesfal ls eingeschränkt werden! 

Zu § 421 ASVG 

Bestel lung der Versicherungsvertreterinnen 

a) Im Abs. 4 Z 2 ist der Ausdruck "nach § 426 Abs. 2 Z 5 ASVG" ohne erkennbaren 

Bezug und daher zu streichen . 
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b) Durch die E insetzung des Verwaltungsrates per 1 .  Apri l  201 9 sowie der Haupt­

versammlung und der Landesstel lenausschüsse per 1 .  Jänner 2020 (§ 538y 

ASVG) kommt es zu zwei verschiedenen Neubestel lungsverfahren der Verwal­

tungskörper und daher zu zwei unterschiedlichen Stichtagserhebungen 

( 1 . Juli 201 7 und 1 .  Juli 201 8). Im Abs. 5 zweiter Satz soll d iesem Umstand durch 

Änderung des Ausdrucks "Neubestellung" in "Entsendung in die" entsprechend 

Rechnung getragen werden.  

Dies bedeutet e inen einheit l ichen Stichtag für beide Gremien . 

Zu § 423 ASVG 

Enthebung von Versicherungsvertreter/ inne/n 

a)  Es wird angeregt, im Abs. 4 erster Satz den Ausdruck,, 2 und" zu streichen,  da im 

Abs . 2 keine Enthebungsgründe per se, sondern ausschl ießlich jene Organe be­

zeichnet werden,  denen eine Enthebung zukommt. Außerdem würde demnach 

vor jeder Enthebung (wei l  al le Enthebungen durch das eine oder andere Organ 

vorzunehmen sind),  selbst in jenen Fäl len (Abs. 1 Z 4 und 5) ,  in denen eine Anhö­

rung keinen Sinn macht (und auch nicht beabsichtigt ist), einem Versicherungs­

vertreter Gelegenheit zur Äußerung zu geben und g leichzeitig die entsende be­

rechtigte Stel le zu verständigen sein .  

b) ad  Abs . 6 

• Da einerseits Versicherungsvertreterinnen nur einem Versicherungsträger ange­

hören dürfen und 

• nur M itglieder des Verwaltungsrates gleichzeitig auch als Versicherungsvertrete­

rinnen in d ie Hauptversammlung entsendet werden dürfen oder 

• davon auszugehen ist, dass nur M itgl ieder des Landesstel lenausschusses dem 

Widerspruchs-Ausschuss angehören dürfen ,  

wäre Abs . 6 wie folgt zu formulieren : 

,,(6) Ist der/die Versicherungsvertreter/in gleichzeitig Mitglied in mehreren Verwal­

tungskörpern oder einem Ausschuss (§ 4 26 Abs. 2 ASVG), so erstreckt sich eine 

Enthebung auf das Amt in allen Verwaltungskörpern (Ausschuss)." 

Zu § 426 Abs. 2 Z 3 und 4 ASVG 

(2) Die Hauptversammlung bei der Österreichischen Gesundheitskasse, bei der Allgemeinen Unfallversiche­

rungsanstalt und bei der Pensionsversicherungsanstalt setzt sich zusammen aus 

1. zwölf Versicherungsvertreter/innen aus der Gruppe der Dienstnehmerlinnen und zwölf Versicherungsver­

treter/innen aus der Gruppe der Dienstgeberlinnen, wobei die ersten sechs Mitglieder der jeweiligen 

Gruppe die Mitglieder desjeweiligen Verwaltungsrates sind, 

2. den Vorsitzenden der jeweiligen Landesstellenausschüsse samt ihren Stellvertreter/inne/n, 

3. jeweils drei Senior/innlenvertreter/inne/n, die vom Bundesseniorenbeirat zu entsenden sind, 
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4. jeweils drei Behindertenvertreter/inne/n, von denen je einer/eine vom ÖZIV Bundesverband, vom Öster­

reichischen Behindertenrat und vom Kriegsopfer- und Behindertenverband Österreich zu entsenden ist. 

Weder in Z 1 noch in Z 2 findet sich der Ausdruck "jewei ls" vorangestel lt , da ohnedies 

klar ist, dass der Verwaltungsrat jedes Versicherungsträgers in der dort genannten 

Weise zusammengesetzt ist. 

Da dies auch auf die Z 3 und 4 zutrifft ,  wird aus Gründen der Klarheit empfohlen, den 

Begriff "jeweils" in den Z 3 und 4 des § 426 Abs. 2 ASVG ersatzlos zu streichen . 

Zu § 430 ASVG 

Vorsitz in den Verwaltungskörpern 

a) Entscheidung bei Stimmengleichheit (Abs. 2 bis 5) 

Bei Stimmengleichheit entscheidet die einfache Mehrheit in der Gruppe jener Ver­

sicherungsvertreterinnen , der die zu wählende Person angehört. I n  Fäl len,  bei 

denen dennoch keine einfache Mehrheit in der Gruppe zu Stande kommt, soll das 

Los entscheiden. 

b) Wahl der Obmänner/Vorsitzenden 

Es wird die Auffassung vertreten ,  dass bei der Wahl der Obmänner bzw. Vorsit­

zenden das Erfordernis der einfachen Mehrheit der Mitglieder des jeweil igen Ver­

waltungskörpers obsolet ist, da eben eine Gruppe ihren Obmann/Vorsitzenden 

stel lt und es ihr ohnehin vorbehalten bleibt ,  (auch bei Stimmengleichheit im Ver­

waltungskörper) mit einfacher Mehrheit über die zu wählende Person zu ent­

scheiden. S iehe hiezu auch die bisherige Regelung für d ie Wahl der beiden Ob­

mann-Stel lvertreter, § 431 Abs. 2 ASVG . 

c) Amtsausübung 

Im Abs. 6 (Recht zur Funktionsausübung nach Erklärung) sind d ie Vorsitzenden 

der Hauptversammlung n icht umfasst. Eine entsprechende Gleichbehandlung 

wird angeregt. 

d)  Gegensätze bei der Vorsitzführung 

Nachdem in der Hauptversammlung - so wie die Obmänner beim Verwaltungsrat 

- aus der D ienstnehmerlnnen- und aus der Dienstgeberl nnengruppe je eine/n 

Vorsitzende/n zu wählen ist, ist unter dem Ausdruck "wahlwerbende Gruppe" nicht 

d ie Kurie zu verstehen, sondern bezieht sich d ieser Ausdruck offensichtlich auf 

die in § 421 Abs . 2 ASVG genannten jewei l igen wahlwerbenden Gruppen zur 

Wahl zum jewei l igen satzungsgebenden Organ (z. B. Vol lversammlung, Haupt­

versammlung) der in Betracht kommenden I nteressenvertretungen , sohin der 

jeweils fraktionellen Gruppe. Der Entwurf geht offensichtlich von der Annahme 

aus, dass es bei der Berechnung der HV-Mandate nach dem System d'Hondt 
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immer so viel wahlwerbende (fraktionelle) Gruppen geben wird , die zu jener des 

jeweils den Vorsitz führenden Obmannes d ivergieren, sodass der (aktuelle) Vor­

sitzende 

der Hauptversammlung n icht jener Fraktion zugerechnet werden kann, der der 

(aktuel le) Obmann zuzurechnen ist. Dem n icht auszusch l ießenden Fal l ,  dass dies 

n icht zutrifft , sol l  durch eine entsprechende Regelung (z.B .  Losentscheid) Rech­

nung getragen werden . 

Zu § 430 Abs . 3a ASVG 

Gemäß § 430 Abs. 2 ASVG wählt der Verwaltungsrat der Pensionsversicherungsan­

stalt 2 Obleute Ue einer aus der Gruppe Dienstnehmer und Dienstgeber). 

Abs. 3a sieht vor, dass die Vorsitzenden der Hauptversammlung nicht derselben 

wahlwerbenden Gruppe angehören dürfen ,  der der Obmann/die Obfrau zuzurechnen 

ist. Es bleibt daher unklar, ob hier beide Obleute gemeint sein sol len. Eine KlarsteI­

lung ist unabdingbar. 

Zu § 432 Abs . 1 Z 1 ASVG 

§ 432. (1) Dem Verwaltungsrat obliegt die Geschäftsführung, soweit diese nicht gesetzlich der Hauptver­
sammlung oder einem Landesstellenausschuss zugewiesen ist, sowie die Vertretung des Versicherungsträgers. Er 
kann einzelne seiner Obliegenheiten dem Obmann/der Obfrau und die Besorgung bestimmter laufender Angele­
genheiten dem Büro des Versicherungsträgers übertragen. Jedenfalls dem Büro zu übertragen sind 

1. laufende Verwaltungsgeschäfte, sofern im Einzelfall das Eineinhalbfache des für das jeweilige Jahr fest­
gesetzten Schwellenwertes für Dienstleistungen nach dem Bundesvergabegesetz nicht überschritten wird, 

2. Personalangelegenheiten mit Ausnahme des bereichsleitenden und leitenden Dienstes sowie der Lei­
ter/innen des höheren Dienstes nach der DO. A und des ärztlichen Dienstes nach § 37 Z 1 und 2 DO. B, 

3. die Vollziehung der Leistungsangelegenheiten nach den vom Verwaltungsrat zu erlassenden Richtlinien 
und 

4. die Vertretung des Versicherungsträgers nach außen in jenen Angelegenheiten, die nicht der Beschluss­
fassung des Verwaltungsrates oder der Hauptversammlung bedürfen. 

Wertgrenze (§ 432 Abs. 1 Z 1 ASVG) 

Die h ier eingezogene Wertgrenze ist nur im Wege über die erläuternden Bemerkun­

gen im I nterpretationsweg feststel lbar, da das BVergG ( insbes. § 1 2) zum einen von 

"Dienstleistungsaufträgen" spricht und zum anderen dafür untersch ied l iche Schwel­

lenwerte nennt. Es wird angeregt, durch konkreten Verweis auf die bezughabende 

Bestimmung des BVergG die gewünschte Wertgrenze zu defin ieren.  

Zu § 432 iV mit § 538y ASVG 

§ 432 ASVG wird erst mit 1 .  Jänner 2020 wirksam. Bis dahin ist in Hinblick auf die 

organ isatorischen und personel len Maßnahmen bei den zu fusionierenden SV­

Trägern ein Überleitungsausschuss eingesetzt. I n  der PVA werden von 1 .  Apri l 201 9 

bis 31 . Dezember 201 9 Vorstand und Verwaltungsrat paral le l  einzurichten sein .  
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Zu den §§ 433 Abs. 1! 441 d Abs. 2 ASVG 

Aufgaben der Hauptversammlung 

Die Aufgaben der jeweil igen Hauptversammlung müssen sich auch auf die Beschluss­

fassung über die Satzung und deren Änderung beziehen. 

Zu § 433 Abs. 2 ASVG 

Einer der Aufgaben der Hauptversammlung besteht nach § 433 Abs. 2 ASVG in der 

Beauftragung eines beeideten Wirtschaftsprüfers/einer beeideten Wirtschaftsprüferin 

zur Prüfung des Rechnungsabschlusses gemäß § 444 Abs. 1 ASVG . Nach 

§ 538y Abs. 3 ASVG hat d ie Hauptversammlung ihre Aufgabe ab 1 .  Jänner 2020 

wahrzunehmen.  Da daher mit einer entsprechenden Beauftragung zu einem erst rela­

tiv späten Zeitpunkt gerechnet werden kann ,  darf darauf h ingewiesen werden,  dass 

angesichts des hohen zeitl ichen und personellen Aufwandes für die (erstmalige) Prü­

fung unter den neuen Rahmenbed ingungen die Einhaltung der Abgabetermine für den 

Rechnungsabsch luss 201 9 n icht sicher gestellt werden kann .  

Zu § 434 Abs. 1 - 4 ASVG (in Verbindung mit § 41 8 ASVG des Entwurfes) 

§ 434. (1) Den Landesstellenausschüssen obliegt die Geschäftsführung hinsichtlich der ihnen nach den 
Abs. 2 bis 4 zugewiesenen Aufgaben. Der Landesstellenausschuss kann unbeschadet seiner eigenen Verantwort­
lichkeit einzelne seiner Obliegenheiten dem/der Vorsitzenden und die Besorgung bestimmter laufender Angele­
genheiten dem Büro der Landesstelle übertragen. 

(2) Die Landesstellenausschüsse der Österreichischen Gesundheitskasse haben nach einheitlichen Grundsät­
zen und Vorgaben des Verwaltungsrates folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

6. Entgegennahme von Leistungsanträgen; 

(3) Die Landesstellenausschüsse der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt haben nach einheitlichen 
Grundsätzen und Vorgaben des Verwaltungsrates folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

I. Entgegennahme von Leistungsanträgen; 
2. Mitwirkung an der Durchführung der Rehabilitation im Rahmen der Unfallversicherung und der Pensi­

onsversicherung, Gewährung von Maßnahmen der Gesundheitsvorsorge und ihre Durchführung; Mitwir­
kung an der Feststellung aller übrigen Leistungen und Vorlage der Leistungsanträge an den zur Entschei­
dung zuständigen Verwaltungskörper; 

(4) Die Landesstellenausschüsse der Pensionsversicherungsanstalt haben nach einheitlichen Grundsätzen des 
Verwaltungsrates folgende Aufgaben wahrzunehmen: 
I. Gewährung von Leistungen aus dem Unterstützungsfonds; 
2. Entsendung von Versicherungsvertreter/inne/n in den Widerspruchs-Ausschuss nach § 367a Abs. 3. 
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1 . ) Entgegennahme von Leistungsanträgen (§ 434 Abs . 2 Z 6 und Abs. 3 Z 1 ASVG) 

Sowohl die Bestimmung des § 434 Abs . 2 Z 6 ASVG bzw. Abs. 3 Z 1 ASVG beide 

g leichlautend "Entgegennahme von Leistungsanträgen" scheint vor dem H inter­

grund der Bestimmung des § 361 Abs. 4 ASVG entbehrlich, da dort geregelt ist, 

dass Leistungsanträge sogar bei einem örtlich und sachl ich n icht zuständ igen 

Versicherungsträger (fristwahrend) eingebracht werden können, soh in jeder Ver­

sicherungsträger zur Entgegennahme von Leistungsanträgen verpfl ichtet ist. Da 

in Abs. 4 des Entwurfes die "Entgegennahme von Leistungsanträgen" NICHT 

(mehr) als Aufgabe der Landesstellenausschüsse der PVA vorgesehen ist, könnte 

der E indruck entstehen, dass in Hinkunft Leistungsanträge aussch ließl ich bei der 

HauptsteI le (der PVA) zu stel len sind . Es wird sohin die Streichung der Wortfolge 

"Entgegennahme von Leistungsanträgen" in § 434 Abs. 2 und 3 ASVG angeregt. 

2 . )  Zuständ igkeit der AUVA für Angelegenheiten der PVA (§ 434 Abs. 3 Z 2 ASVG) 

a) § 434 Abs. 3 Z 2 ASVG ist wortgleich dem § 4 1 8  Abs. 5 Z 2 ASVG idgF nach­

gebi ldet. Erstere Bestimmung bezieht sich jedoch ausschl ießlich auf die Aufga­

ben des "Landesstellenausschusses der AUVA" . Dies würde dazu führen, dass 

der "Landesstellenausschuss der AUVA" nunmehr an "der Durchführung der 

Rehabil itation ... der Pensionsversicherung" mitwirken würde. Es wird davon 

ausgegangen, dass es sich dabei um ein redaktionel les Versehen handelt. 
Erklärung: 

§ 418 Abs. 5 Z 2 ASVG idgF bezieht sich allgemein auf die "Landesstellen" der Versicherungs­

träger, sodass dort die Regelung Sinn macht). 

b) § 434 Abs. 3 Z 2 ASVG sieht weiters vor, dass die Gewährung von Maßnah­

men der Gesundheitsvorsorge und ihre Durchführung durch den LandessteI­

lenausschuss der AUVA zu erfolgen hätte. Dabei handelt es sich um Leistun­

gen aus der Pensionsversicherung, die dem Leistungskatalog der Unfallversi­

cherung fremd ist. Es wird daher auch h ier davon ausgegangen, dass es sich 

um ein redaktionelles Versehen handelt. 

3) Fehlen einer örtlichen Zuständigkeitsregelung: 

I n  § 41 8 ASVG des Entwurfes ist keine Regelung mehr h insichtlich der "örtl ichen 

Zuständigkeit der Landesstel len" der einzelnen Versicherungsträger vorgesehen .  

Ebensowenig findet sich dazu etwas in  § 434 ASVG. D ie  wortgleiche Übernahme der 

Aufgaben des Landesstel len aus § 4 1 8  ASVG idgF in § 434 Abs. 3 Z 2 ASVG des 

Entwurfes a ls Aufgabe des Landesstellenausschusses legt nahe, dass auch weiterhin 
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die Landesstellenausschüsse der AUVA für die Entscheidung hinsichtlich der Gewäh­

rung von Leistungen zuständig sein sol len. Dies steht für die AUVA jedoch (wie 

bereits in den Anmerkungen zu § 432 ASVG angeführt) im Widerspruch zu den per 

Gesetz dem Büro übertragenen Aufgaben .  

4) Widerspruchs-Ausschuss 

Entsprechend den "erläuternden Bemerkungen zu § 434 Abs. 4 ASVG ist eine Aus­

weitung der Aufgaben des Widerspruchs-Ausschusses auf al lgemeine Leistungsan­

gelegenheiten ab 2020 vorgesehen. Im langjährigen Durchschnitt erheben im Zustän­

digkeitsbereich der PVA jährl ich rund 30.000 Antragstel ler Klage beim Arbeits- und 

Sozialgericht. Es ist n icht davon auszugehen, dass diese Zahl  s inken wird, sodass ab 

2020 ebenfal ls mit rund 30.000 Widersprüchen zu rechnen sein wird . 

Spätestens mit der gesetzl ichen Durchführung der Erweiterung des Widerspruchsver­

fahrens werden im H inbl ick auf Art 1 8  B-VG Regelungen zur örtl ichen Zuständ igkeit 

h insichtlich der Entscheidung über Widersprüche gegen Leistungsbescheide erforder­

l ich sein .  

Eine signifikante Entlastung der Sozialgerichte wird es jedenfal ls erfordern, dass i n  

einem Widerspruchsverfahren auch neues Vorbringen bzw. Anträge auf ergänzende 

(med izin ische) Begutachtungen gestel lt werden können und diese sodann auch 

durchgeführt werden.  Eine Angleichung der PVA-internen IT-Prozesse zur elektroni­

schen Abwicklung des Widerspruchsverfahrens wird bis Ende 201 9 n icht mögl ich 

sein. 

Zu § 434 Abs. 4 Z 2 ASVG 

Aufgaben der Landesstellenausschüsse 

Die Entsendung von Versicherungsvertreter/inne/n ist in § 421 ASVG geregelt. Eine 

Entsendung von Versicherungsvertreter/inne/n ( in den Widerspruchs-Ausschuss nach 

§ 367a Abs. 3 ASVG durch einen Verwaltungskörper ist n icht mögl ich . 

Es wird daher die Auffassung vertreten, dass die Landesstel lenausschüsse al lenfal ls 

Mitglieder aus ihrer M itte in  den Widerspruchs-Ausschuss am Sitz der Landesstel le 

bestel len können sol len. 

Zu § 437, § 441 a  Abs. 3 ASVG 
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Veröffentl ichung von Besch lüssen 

Es gi lt zu klären, ob 

• sich hinsichtlich der Nichtöffentlichkeit der Sitzungen sowie der Amtsverschwie­

genheit daraus eine ausreichende Sinnhaftigkeit für eine Veröffentl ichung ableiten 

lässt, und wenn ja, ob 

• im H inbl ick auf eine einheitl iche Vorgehensweise der SV-Träger 

a) die Veröffentlichung der Besch lüsse im RIS (amtlich verlautbart, § 30a 

Abs. 3 ASVG) oder über die Homepage des jeweiligen Trägers vorzunehmen 

sind? 

b)  es sich h iebei um eine Aufgabe des Dachverbandes gemäß § 30c Abs. 1 

Z 3 ASVG handelt oder 

c) es einer durch die (Muster)Geschäftsordnung zu treffenden Regelung bedarf. 

Zu § 444 ASVG 

Rechnungsabsch luss und Nachweisungen 

Ungeachtet der gemäß § 444 Abs. 7 ASVG bestehenden Veröffentl ichungs­

verpflichtung hinsichtlich der Erfolgsrechnung werden derzeit die Jahresberichte der 

PVA komplett über d ie Homepage zur Verfügung gestellt. Es g i lt daher zu klären, ob 

es sich bei der nur mehr auszugsweisen (verpfl ichtende Teile) vorgesehenen Veröf­

fentl ichung der Jahresberichte um eine Mindestanforderung handelt bzw. ob d ie Ver­

öffentl ichung der Jahresberichte ( ihrer Teile) nunmehr im RIS (amtl ich verlautbart, 

§ 30a Abs. 3 ASVG) oder weiterhin über die Homepage des jeweil igen Trägers vor­

zunehmen ist. 

Zu § 454 ASVG 

In  § 454 ASVG ist der Begriff "Hauptverband" durch "Dachverband" zu ersetzen .  

Zu § 456a Abs . 4 und § 718 Abs. 1 Z 2 

Die bisherigen Bestimmungen des § 456a ASVG haben zur Gänze bis 31.12.2019 zu 

gelten . Unter diesem Gesichtspunkt und da gemäß Abs 4 des Entwurfes die Bundes­

ministerin für Arbeit, Soziales, Gesundheit und Konsumentenschutz bis längstens 1 .  

April 2019 durch Verordnung für den Verwaltungsrat ( ink l .  Anhänge) und die Haupt­

versammlung gesonderte Mustergeschäftsordnungen aufzustellen hat, ist e in gemäß 

§ 718 Abs. 1 Z 2 des Entwurfes vorgesehenes I nkrattreten mit 1. Jänner 2020 n icht 

mögl ich und muss daher Absatz 4 des Entwurfes - unter g leichzeitiger Berücksichti­

gung einer neuen Absatzbezeichnung (§ 456a Abs 4a) - bereits mit 1. Jänner 2019 in 

Kraft treten .  
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Zu § 538w ASVG 

Überleitungsausschuss - Aufgaben 

Der Überleitungsausschuss hat, wie es auch für den Jahresvoranschlag zutrifft, d ie im 

Abs. 3 genannte konsol idierte Gebarungsvorschaurechnung für das Jahr 2020 zu be­

schl ießen, deren Erstellung obl iegt dem Büro. 

Aufgrund der ab 1 .  Apri l 201 9 paral lel arbeitenden geschäftsführenden Organe - Vor­

stand und Verwaltungsrat - soll h insichtlich des (ggf. getei lten) Jahresberichtes 20 1 9  

sowie der Entlastung des Vorstandes für 201 9 geeignete Vorsorge für d ie jeweils ei­

gene Verantwortl ichkeit getroffen werden .  

Zu § 538y ASVG 

Pensionsversicherungsanstalt - Versicherungsvertreterinnen und Konstituierung der 

Verwaltungskörper 

Im § 538y ASVG sollen dem Verwaltungsrat ab 1 .  April 201 9 die Aufgaben nach 

§ 538w ASVG - wie in den Erläuterungen festgehalten - auch im Gesetzeswortlaut 

ausdrücklich sinngemäß übertragen werden, wodurch auch z .B.  d ie Schaffung von 

Organisationsvorschriften für d ie künftigen Strukturen und Aufgaben des Büros sowie 

der Verwaltungskörper (Ausschüsse) ermöglicht werden soll. 

Die sinngemäße Anwendung des § 538w ASVG soll dahingehend festgelegt werden, 

dass: 

1 )  die Zuständ igkeit für Personalgestionen ausserhalb des Dienstpostenplans 20 1 8  

dem Verwaltungsrat obl iegt. 

2 )  d ie  Besch lüsse nach § 538w Abs . 1 Z 1 sowie Z 2 c+d ASVG der  nachfolgenden 

Genehmigung durch den Verwaltungsrat obl iegen .  

Im Abs . 4 ist der  Ausdruck "Ausschusses" durch den Ausdruck " Verwaltungsrates" zu 

ersetzen .  

§ 538y Abs . 2 ASVG bestimmt, dass der Verwaltungsrat der PVA zwischen 1 .  April 

und 31 . Dezember 201 9 ausschl ießlich die Aufgaben nach § 538w ASVG wahrzu­

nehmen hat. Demnach hätte der Verwaltungsrat nach § 538w Abs. 3 ASVG eine kon­

solidierte Gebarungsvorschaurechnung sowie einen Jahresvoranschlag für das 

Jahr 2020 zu erstel len bzw. zu beschl ießen.  Eine klare Einschränkung auf die Öster­

reichische Gesundheitskasse ist hier - im Gegensatz zu anderen Bestimmungen des 

§ 538w ASVG - n icht zu erkennen. Nach § 443 Abs. 1 ASVG hat der Versicherungs­

träger vierteljährl ich eine rol l ierende Gebarungsvorschaurechnung zu erstel len. Eben­

so wird darauf h ingewiesen, dass der Beschluss über den Jahresvoranschlag analog 
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zu der ab 2020 besch lusszuständigen Hauptversammlung in der Generalversamm­

lung erfolgen könnte. Somit ergibt sich der Bedarf nach einer klareren Regelung des 

Verhältnisses von § 538w ASVG zu § 443 Abs. 1 ASVG . 

Zu § 7 1 8  Abs . 9 ASVG 

In § 7 1 8  Abs. 9 ASVG erster Satz ist der Verweis auf Abs. 2 auf Abs. 8 abzuändern . 

Zu § 71 8 Abs. 1 8  ASVG 

In  § 30 a bis c ASVG wird festgeschrieben ,  dass der Dachverband Aufgaben mit Be­

sch luss der Konferenz zur Gänze oder zum Tei l  auf einen oder mehrere Versiche­

rungsträger übertragen kann .  

I n  H inbl ick auf d ie  im Gesetz defin ierten Aufgaben und der  in Selbstverwaltung ge­

führten Versicherungsträger bedarf es al lerdings auch eines Besch lusses des 

Verwaltungsrates des übernehmenden Versicherungsträgers . 

Weiters muss geregelt werden , was bei Übertragung von Aufgaben mit dem im Dach­

verband dazu beschäftigten Personal passiert. 

Es kann n icht im Sinne der Selbstverwaltung sein, dass die Konferenz der SV-Träger 

ohne Zustimmung des SV-Trägers unreflektiert Aufgaben und Personal überträgt. 

Kommt eine Übertragung durch den Dachverband n icht zustande, kann die Bundes­

min isterin Übertragungen mit Verordnung vornehmen. Auch hier ist zu regeln , ob das 

im Dachverband dazu beschäftigte Personal weiterhin im Dachverband bleibt oder 

dem SV-Träger übertragen wird . 

Ist auf unkündbare Personen § 36 DO.A (DO.B ,  DO.C analog) anwendbar (Verset­

zung in den Ruhestand?)? 

Gemäß § 30a Abs. 2 ASVG , § 30b Abs . 3 ASVG und § 30c Abs. 3 ASVG kann die 

Vorbereitung von Richtl in ien bzw. Aufgaben auf einen oder mehrere Versicherungs­

träger übertragen werden . Laut § 7 1 8  Abs. 1 8  ASVG letzter Satz kann d ie Konferenz 

weitere Personalkörper oder M itarbeiterinnen durch Beschluss an Sozialversiche­

rungsträger übertragen .  Der Begriff des "Personalkörpers" ist unseres Erachtens n icht 

defin iert und daher unklar. 

Auch wird n icht jede Aufgabe, d ie der Dachverband überträgt, unbedingt auch Perso­

nal erfordern (z.B .  die Erstel lung von Richtl inien zum Dienstpostenplan wird übertra­

gen - diese Aufgabe bindet langfristig keinen ganzen Dienstposten) .  

Zu § 71 9 ASVG 

In § 71 9 ASVG ist der Begriff "Hauptverband" durch "Dachverband" zu ersetzen .  
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Verweis- bzw. Bezeichnungsfehler 

§ 30c Abs . 1 Z 9 ASVG; § 82 Abs. 5 ASVG und § 84a ASVG letzter Satz 

Der angeführte Verweis auf die Psyeudonymisierungsstel le (§ 31 Abs . 4 Z 1 0  ASVG) 

ist n icht korrekt und müsste ,,§ 30c Abs. 1 Z 7 ASVG" lauten .  

§ 30a Abs. 1 Z 21  ASVG und 22, jeweils letzter Satz 

Die Verweise auf "Abs. 2 Z 4" sind feh lerhaft , da in Abs. 2 keine Ziffer 4 existiert. Rich­

tig lauten müsste der Verweis in  Z 21 und Z 22 auf § 30b Abs. 1 Z 7 ASVG. 

§ 30d Abs. 1 ASVG letzter Satz 

lautet: "Erfül lung ihrer Auskunftspfl ichten im Sinn des Abs. 4 Z 3 l it .b  auf Grund 

von . . .  " .  Der Verweis ist feh lerhaft, da der § 30d ASVG keinen Abs. 4 hat. 

§ 31 c Abs. 1 ASVG 

In  § 31 c ASVG wurde Abs . 1 n icht auf die geänderte Bezeichnung des Bundesmin is­

teriums angepasst. 

§ 1 54a Abs . 7 ASVG 

Der Verweis auf die Richtl in ien (§ 31 Abs. 5 Z 27 ASVG) ist unrichtig und müsste 

§ 30a Abs. 1 Z 27 ASVG lauten.  

§ 307c ASVG 

Der Verweis auf die Richtl in ien (§ 31 Abs. 5 Z 20 ASVG) ist unrichtig und müsste 

§ 30a Abs . 1 Z 21 ASVG lauten.  

§ 307d Abs . 2 ASVG 

Der Klammerausdruck enthält einen nunmehr ungültigen Verweis. Statt § 31 Abs. 5 

Z 28 ASVG wäre richtig § 30a Abs . 1 Z 28 ASVG anzuführen.  

§ 3079 Abs . 3 ASVG 

Der Klammerausdruck enthält einen nunmehr ungültigen Verweis. Statt § 31 Abs. 5 

Z 36 ASVG wäre richtig § 30a Abs. 1 Z 35 ASVG anzuführen .  

§ 350 Abs. 1 Z3 ASVG 

Die Verweise auf § 31 ASVG sind nicht mehr gültig .  

GSVG 

Zu § 35 GSVG 

§ 35a Abs. 2 GSVG iVm . der Änderung des Abs . 1 :  
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Gemäß § 35a Abs. 1 GSVG in  der geltenden Fassung ist eine "Differenzvorschrei­

bung" nur dann durchzuführen,  wenn der Versicherte die Überschreitung der Höchst­

beitragsgrund lage g laubhaft macht. 

Im § 35a Abs. 2 GSVG werden der Bemessung der Beiträge u .A. ebenfal ls die glaub­

haft gemachten Beitragsgrund lagen nach dem ASVG zu Grunde gelegt. 

M it der durch das SV-OG vorgesehenen Änderung der Bestimmungen des 

§ 35a Abs . 1 GSVG ist die Differenzvorschreibung ab 1 .  Jänner 2020 von Amts we­

gen durchzuführen .  D ie oben zitierte G laubhaftmachung der Überschreitung der 

Höchstbeitragsgrund lage durch den Versicherten entfä l lt. 

Der § 35a Abs. 2 GSVG wurde jedoch n icht geändert. In  Analogie zur Änderung des 

Abs . 1 wäre daher im Abs. 2 die Wortfolge "glaubhaft gemachten" zu entfernen .  

G leiches gi lt für den § 35b Abs . 3 GSVG . 

Anmerkungen zur aktuellen Fassung des ASVG 

Auf Grund des bestehenden § 3a ASVG bedarf es keiner geschlechtsspezifischen 

Anpassungen mehr im Gesetzestext und kann daher das zusätzliche Gendern 

(§§ 84a Abs. 3 ASVG , 423 ASVG , 426 ASVG etc . )  entfal len . 

Ergänzend erlauben wir uns darauf hinzuweisen , dass in den Erläuterungen zu 

§ 538v ASVG im letzten Satz des letzten Absatzes (Seite 1 9  von 34) der Begriff 

"Hauptverband" durch "Dachverband" und zu Art. 1 2  Z 5 bis 7 (§ 29 Abs. 2, 4 und 6 

G-ZG) auf Seite 34 von 34 " . . .  - Je Bundeslandet . . .  " durch " . . .  - Je Bundesland . . .  " 

zu ersetzen ist. 

Absch ließend wird darauf hingewiesen , dass die beabsichtigen Änderungen n icht nur 

enorme organ isatorische Auswirkungen, sondern auch große Auswirkungen auf d ie 

PVA als IT-Dienstleister haben werden . D ie Real is ierung eigener Vorhaben wird da­

durch erschwert bzw. verzögert. 
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